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Unsere Ziele 

• Solarthermieanlagen sollten im Außenbereich privile-

giert sein. 

• Solarthermie wird vielerorts gebraucht, um die Nah- und 

Fernwärmeversorgung klimaneutral zu gestalten. 

• Geeignete Standorte mit kurzen Wärmeleitungen liegen 

häufig im Außenbereich. 

• Eine Außenbereichsprivilegierung würde Solarthermie-

projekte und damit die Wärmewende erheblich 

beschleunigen. 

Bedeutung für die Wärmewende 

Solarthermie liefert klimaneutrale Wärme aus heimischer Produk-

tion für Nah- und Fernwärmenetze und ist ein wichtiger Baustein für 

eine klimaneutrale Versorgung von Stadtteilen und Kommunen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Insbesondere in Kleinstädten und ländlichen Wärmenetzen mit ver-

fügbaren Freiflächen sind die Potenziale erheblich. In einzelnen Mo-

dellnetzen werden Anteile von bis zu 25 Prozent an der Wärmeerzeu-

gung erreicht.  

 

Laut dem Gutachten „Perspektive der Fernwärme“ kann die solar-

thermische Wärmeerzeugung in Wärmenetzen deutschlandweit auf 

rund 4 TWh im Jahr 2045 anwachsen.  

 

Für die Erschließung dieser Potenziale ist eine verlässliche Bundes-

förderung effiziente Wärmenetze (BEW) entscheidend. Der VKU for-

dert daher eine gesetzliche Verankerung der BEW sowie eine Aufsto-

ckung der Fördermittel auf mindestens 3,5 Milliarden Euro pro Jahr. 

 

Ohne Privilegierung jahrelange Bauleitplanung 

Für eine schnellere Projektrealisierung, sollten Solarthermieanlagen 

im Außenbereich bauplanungsrechtlich privilegiert werden. D. h. sie 

sollten grundsätzlich zulässig sein, wenn öffentliche Belange nicht 

entgegenstehen.   

Baugesetzbuch-Upgrade 

Mehr Tempo für klimaneutrale Wärme: 
Auch Solarthermie privilegieren! 

Privilegierte Bauvorhaben sind Bauvorhaben, die auch 

im Außenbereich, also den Flächen, für die kein quali-

fizierter Bebauungsplan besteht und die außerhalb der 

im Zusammenhang bebauten Ortsteile liegen, zulässig 

sind. Ihre Zulässigkeit steht lediglich unter dem Vorbe-

halt des Entgegenstehens öffentlicher Belange und ei-

ner ausreichenden Erschließung. 

https://www.vku.de/fileadmin/user_upload/Verbandsseite/Presse/Pressemitteilungen/2024/Perspektive_der_Fernw%C3%A4rme_-_2024.pdf
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Ohne eine Außenbereichsprivilegierung muss unter umfassender 

Bürger- und Behördenbeteiligung eine Bauleitplanung in zwei Stufen 

durchgeführt werden: zunächst die Aufstellung oder Änderung des 

Flächennutzungsplans und darauf aufbauend die Aufstellung eines 

Bebauungsplans. Nach den Erfahrungen von Stadtwerken, die Solar-

thermieprojekte bereits durchgeführt haben, dauert dies mehrere 

Jahre. 

 

In einem konkreten Fall dauerte es vier Jahre, bis das Baurecht für 

eine Solarthermieanlage auf einer Fläche von knapp 1.700 m² erlangt 

werden konnte. Beinahe wäre durch die Verzögerung die BEW-För-

derung verloren gegangen und das Projekt gestoppt worden. Heute 

werden aus dieser Anlage 250 Häuser mit Heizwärme und Warmwas-

ser zuverlässig versorgt und 210 Tonnen CO2 pro Jahr vermieden. 

 

Standortgebundenheit von Solarthermie 

Projektierer von Solarthermieanlagen sind bei der Standortwahl we-

nig flexibel. Die Fläche muss ausreichend groß sein und sollte sich in 

der Nähe der Heizzentrale des Wärmenetzes befinden. Je kürzer die 

Verbindungsleitung ist, desto geringer sind die Transportverluste und 

die Eingriffe in andere Nutzungen (z. B. Straßen oder Schienenwege). 

Die Situation ist vergleichbar mit der von Geothermieanlagen, die 

aufgrund ihrer Standortgebundenheit bereits privilegiert sind (§ 35 

Absatz 1 Nummer 8 b BauGB). 

 

Nach aktueller Rechtslage ist Solarenergie in 200 m Entfernung zu 

Autobahnen und Schienenwegen privilegiert (§ 35 Absatz 1 Nummer 

8 b BauGB). Dort befinden sich jedoch in der Regel keine Wärme-

netze, sodass dieser Tatbestand für Solarthermie kaum nutzbar ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fazit 

Der Gesetzgeber sollte das Baugesetzbuch-Upgrade nutzen, um 

Solarthermieanlagen im Außenbereich zu privilegieren und die 

Wärmewende in den Kommunen zu beschleunigen.  

Damit reduziert der Gesetzgeber langwierige Planungsverfahren, 

schafft Investitionssicherheit und ermöglicht eine standortgerechte 

Umsetzung nahe bestehender Wärmenetze. Projekte können 

dadurch schneller realisiert, Fördermittel effektiver genutzt und ein 

spürbarer Beitrag zur Einsparung fossiler Energieträger und damit 

CO₂-Reduktion geleistet werden. 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 
 
 

 

 

 

Ihre Ansprechpartner im VKU 
Jan Wullenweber   Dr. Jürgen Weigt 

Telefon 030 58580-380  Telefon 030 58580-387 

E-Mail: wullenweber@vku.de  E-Mail: weigt@vku.de  

Regelungsvorschlag: 

§ 35 Absatz 1 Nr. 5 sollte wie folgt ergänzt werden: 

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, 

wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die 

ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es 

[…] 

5.  der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung 

der Windenergie nach Maßgabe des § 249 

oder der Erforschung, Entwicklung oder Nut-

zung der geothermischen Energie und der So-

larthermie oder der Wasserenergie dient, 
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